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Prozessbevollmächtigte -u 1 rrnd 2:

4t.

wegen Schadensersatz

hat das Arntsgericht Dippoldiswalde durch

Richterin Elöhme

im schriftlichen Verfahren gemäß S 128 Abs. 2 ZPO, in welchem Schriftsätze bis zum
17 04,20113 eingereichtwerden konnten, am 31 052013

für Recht erkannt:

Die Beklagten werden gesamtschuldnerisch verurteilt, an den f(läger einen Betrag in

Höhe von 1.098,51 EUR nebst Znsen in Höhe von 5 Prozentpunkterr trber dem jeweili-

gen Basiszins aus 1.036,63 EUR seit dem 31.03.2012, äus 837,52 EUR vom

07.Q3.2Q12 bis 27 04.2012 und aus 61.E8 E,UR seit dem 28,04.2012 zu zahlen.

tm tjbrigen wird die Klage abgewiesen.

Von den Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger 46 % und die Beklagten als Ge-

samtscltuldner 54 %, Die durch die Nebenintervention verursachten Kosten tragen die

Beklagte,n als Gesarntschuldner zu 54 o/r; im Üongen trägt die Sitreithelferin die durch

die Nebenintervention rerursachten Kosten selbst.

Das Urteil ist vorläufig vrrllstreckbar. Der Kläger und die Bektzrgten können die Vol-
strerckung durch die jarveils andere Partei, die Beklagten ebenso die Vollstreckung

durch die Streithelferin, durch Sicl-rerheitsleistung in Höhe von 1 1rl % des aufgrund des

Urtetils vrllstreckbaren Betrages abwenden, wenn nicht die jeweils erndere partei, fur
den Fall der Vollstreckung durch die Streithelferin jene, vor der Vclstreckung Sicherheit
in Höhe rron 1 10 ol, des jeweils zu vollstreckenden Betrages teistet.

Beschlus$:

Der Streitvvert urird auf 1 981,90 EUR festgesetzt.

2.
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Tatbeetand

Der Kläger loegehrrt weiteren Schadensersatz aus einem Verkehrsunfall lom rJ9 O2.2O12,

Der Kläger'ruar Higenttrmer des Fahrzeuges [Vlercedes Benz mit dem amtlichen Kennzeichen

I.DieBeklagtezu1)warHa|terunddieBeklagtezu2)Haftpflicl.rtversichererdos
weiter am Llnfall beteiligten Fahrzeuges

Die Beklagl,en haften für die durch den Verkehrsunfall verursachten Schäclen dem Grunde

nach zu 1O0 o/o

Ein Fahzeug der Beklagten zu 1) ist auf das Fahrzeug des Klägers aufelefahren als jener ver-

kehrsbedinefi halten musste

Am Pkw des Klügers entstanden erhebliche Beschädigungen im Heckbereicfr.

Die Repanaturkosten beliefen sich auf 7.226,13 EUR

Für die Zeil: der Reparatur seines Fahrzeuges birs zur Übergabe an den Kläger, d. h. vom

08.02.L012 bis 18 02.2012 mietete der Kläger einen Ersatzwagen bei der,AVIS Autovormie-

tung GmbH & Co. KG. Dazu stellte die AVS Autorrermietung am 23.02.20111 einen Betrag in

Hohe l,on 1.597, 12 EUR inr Rechnung.

Der Kläger beauftragte seine jetzigen Prozessbevollmächtigten mit der lVahrnehmung seiner

rechtlichen Interessen aus dem Verkehrsunfall Jene wandten sich mit Schreiben vom

21,0212012 an die Beklagte und fordeften zur Regulierung dor vorläufigen Sichäden in Höhe

von 8565,13 EUR auf. Llnter dem 06.03.2012 forderte der jeEige Prcrzesrsbevollmächtigte

nunm ehr die Bruttoreparaturkosten.

Mit weiterern Sc;hreiben vom 20.o3.2012 wurde die Beklagte zu 1) untor Fristsetzung zum

30 03 21012 aufgefordert, cile offenen Mietwagenkosten in Höhe von 1.03;6,63; EUR zu regutle-

ren.

Zudem beg,ehft ,Jer Kläger mit der vorliegenden K.lage weiteren Ersatz des merkantilen Min-

denarertes in Höhe vong45,27 EUR. Die Beklagte zahlte auf den merkant.ilen [4indenruert unter

dem 08.03.1.012 500,00 EiJR.

Zuvor hatte der l,(läger ein Gutachten des Henn Gert Tränker, für das Sachv'erständigenbüro

Dr fng Bernd Horstmann, anfeftigen lassen. Laut clem Gutachten vom 1'.3-O22012 beträgt die
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m erkantile Wertm inderung 500,00 EUR.

Der Gutac;hter stetlte, wie auf Seite 2 des Gutachtens ersichtlich, als V<lrschaden einen beho-

benen Schaden vorn links fest.

Die jetzigen Prozessbevollmächtigten des Klägers stellten mit Kosterrnote' vom 06,03 2012

837,52 ELJR irr Rechnung. Die Beklagte zahlte darauf 775,64 EUR arm 27,A4.2012, womit

61,88 EUFi offen sind

Der Kläge'r trägt vor, er sein nach dem Verkehrsunfall unmittelLrar auf ein Eirsatzfahz€ug an-

gewiesen gewesen Zudem sei er durch den Unfall gesundheitlich bereinträchtigt gewesen.

Der Kläger trägt daruber hinaus ror, ihm hätten vor Ort nach dem Verkerhrsunfall keine finanzi-

ellen Mittel für eine Kaution zur Verfügung gestanden. Der Kläger hält zudem einen merkanti-

len Minderwert von 1.445,27 EUR unter Zugrundelegung des Hamburger Modells fürange-

messen.

Der Kläger hat der AVIS Budget Autovermietung GmbFt & Co. KG mit Schriftsatz vom

26.4V 201:2, der der Streituerkündeten am 02.0E.2012 zugestellt wurde, derr Streit wrkündet.

Die AVS Budget Ar.rtovermietung GmbH & Co. K.G ist dem Rechtsstrerit mit Schriftsatz vom

oT oB.2O1'2 aut Seiten des Klägers beigetreten. Der Schriftsatz vom 07.08.2012 wurde den

Parteien am 1!i.08.2012 und 14 OB 2:012 zugestellt,

Der Kläger beantragt,

die Beklagten gesamtschuldnerisch zu verurteilen, an den Kläger einen Betreg in Höhe

von 2.043,76 EUFI nebst Znsen in Höhe von 5 Prozentpunkten ulrer dem jeweiligen Ba-

sis'rins aus 1.036,63 EUR sert dem 31.03.2012, aus 1 .359,72 EUR vom 07.03.2012 bis

13.D3.2Ct12 und aus 85E,72 EUR seit dem 14.03.2012 und 86,55 EUR seit Rechtshän-
gigkeit,;aus 837,!i2 EUR vom 07.O3.2o12bis27.04.2012 sowie aus 61,88 EUR seit

denr 28.M 2A12 zu zahlen

Die streithrelferrn hat sich den Anträgen des Klägers angeschlossen.

Die Beklagten beantragen,

die Klage abzuweisen.
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Die Beklagten sind der Auffassung, die abgerechneten Mietwagenkosten seien woder ang+.

mossen nc'ch erforderlich Zrdem habe hinsichtlich der Wertminderungr das, wrliegende Gut-

achten Vorrang'ror einer tabellarischen Berechnungsmethocje

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Vernehrnung des sachverstilndigen Zeugen Gert

Tränkner Flinsichtlich des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf ders Protokoll der mrtnd-

I ichen Verh:rndlung vom 1 9,02.2013 verwiesen.

Hinsichtlich des weiteren Vorbringens der Parteien wird auf die zur Akte gererichten Schriftsät-

ze sowie die Prr:tokolle der mündlichen Verhandlung vom 24.102012 und 19.02.2013 venruie-

sen.

Entscheidungsgründe

Die Klage isrt zulassig und teilweise begründet.

Der Kläger hat gegen die Beldagten Anspruch auf weitere Mietwagenkosten in Höhs von

1 036,63 EIJR gomäß SS 7, 17 SIVG, 11S WG, 24$ BGB.

Die Haftung der tseklagten dem Grunde nach ist unstreitig.

Die Haftung der Eeklagten umfasst auch die restlichen Mietwagenkosten i. H, v. 1.036,63 Euro

aus der Mietwagenrechnung wm 23.02.2012.

Erstattungsfähig sind im Rahmen des S 249 BGB grundstätztich sämfliche Kosten, die zur

Wiederherstellurrg des Zustandes, der ohns Schädigung bestehen würde, erforderlich sind.

Zur Wiederherstollung erfirrderlich sind regelmäßig lwfwendungen, die ein r,,erständiger, wirl-

schaftlrch disnkerrder tt/ensch für zweckmäßig und notwendig hält. Der Gesc,hädigte ist dabei

gehaltern, einen wirtschattlichen Weg der Schadensbeseitigung zu wählen Dies bringt mit

sich, dass cler Geschädigte von mehreren auf dem örtlich relevanten Markt erhältlichen Tarifen

grundsätzlich nur den günstigeren Mietpreis veriangen kann. Gleichzeitig kann vom Geschä-

digten iedoc;h keine Marktllorschung verlangt werden, Bei der Beurteilung der Frage, ob sich
der gelvähltra Tarif noch in den vom Wirlschaftlichkeitsgebot,vorgegebenern Grenzen hält, steht

dem Gericht genr S 287 ZFO Ermessen zu. Daberi stellt das Gericht regetmäßig bei der Aus-

übung seiners Ermessens auf den Schwacke-Automietpreisspiegel im jr:weiligen Postleitzah-

lengebiet ab. Dies ist zuläsisig (BGH-Urteil wm 22 02 2011 , Az : Vl ZR 353/09). Die Schwacke-

I iste ist 6ine geei,Jnete Scl'rätz ungs grundlage
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Die Geeigrretheit der Schwackeliste als Schätzungsgrundlage'wurde auch nicht durch die Vör-

lage der Inrternetangebote durch die Beklagten erschtlttert. Zum einen kann hier bei den vorge-

legten Screenshots nicht von umfassendem Sachvortrag und Beweis gesprochen werden,

dafilr, dass ein vergleichbares Fahzeug irtklusive sämtlicher Kilomel.er und Vollkaskoversi-

cherung zu konkret benannten, wesentlich gtlnstigeren Preisen bestimmter anderer Mietwa-

genuntemehmen häfte angemietet werden können. Es handelt sich dabei um Screenshots,

bei denen die Konditionen des "angebotenen Veftrages" nicht vollstänrJig zu erkennen sind.

Zum Beispiel wird auf Mietbedingungen und wichtige Hinweise verwiesen. Diese Bedingungen

liegen nicht vor'. Außerdem wären die dort beschriebenen Plarv in Dippoldis,waldo abzuholen

und dorthin zun"tckzubringen. Der KIägerwar hier jedoch aufgrund eines Verl(ehrsunfalles, der

sich in Ulberndorf ereignet hatte, in seiner Vertragswerkstatt in Dresden und dort auf ein Er-

satzfahrzeug angewiesen,

Durclr die Voflage der Internetangebote haben die Beklagten daher nicht don Beweis erbracht,

dags ein verglelchbarer Mietwagen zu wesentlich günstigeren Preisen ;lroblsmlos hätte ange-

mietet werden [<.önnen. Etavon, dass bewiesen wäre, dass die Schwackeliste über 100 7o teu-

rer sei als der ortsübliche Tarif, kann daher vorliegend nicht gesprochen werrjen.

Auch das Vorbringen der Beklagten zugunsten der Fraunhofer Erhebuing kann dio Geeignet-

heit der SchwackeListe als Schätzungsgrundlage nicht ersch[ittern. Das Gericht hätt die

Schwacke-Liste nach wit-' vor für überzeugender, da die Fraunhofer Liste insbesondere ledig-

lich zweistellige Postleitzahlgebiete zu Grunde legt und außerdem dabei eine geringe Zahl von

Werten ausweist. Zrdem ist nicht ersichtlich, ob bei den relefon- und trntenletabfragen diese

letztlich tatsächlich als repräsentativ ftir den regionalen MarK angesehen wel'den können. Das

Ausmaß einer [IarKforschung kann vom Geschädigten im Rahmen seriner Schadensminde-

rungspflicl"rt gerade nicht verlangt werden

Der Kläger hat das Ersalzfahzeug angemietet, qls d€r beschädigte Wagen in der Reparatur-

werkstatt A/lercedes Benz in 01239 Dresden war. Ausweislich der Mieturagenrechnung, die in
Anlage K3 rorliegt, war der Anmietort und der Rtrckgabeort Dresden.

Das Gericlrt hai dehor seiner schätzung die schwacke-Liste frir 2012 für dils posileitzahlen-

gebiet 012 zugrunde gelegt. Darin ist der für den Anmietorl erforderlicher Mietwagenpreis aus-
gewiesen. Der Kläger mietete unstreitig einen gleichwefiigen Ersatzvlrager der Mietwagerr-

klasset 6 an. Urrter Ztgrundelegung des t\rlodus nach der -Schwacl<e-Lit;te einer wochenoau-
schale sovvie einer Dreitagespauschale ergeben sich Miotwagenkosten volr 1.169,00 EUR.
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Das Gericht hält daratrf einen angemessenen Aufschlag für unfallbedingte Mehrautuvendun-

gen, den das Gericht auf 20 % schätzt (S 287 ZPO), fllr angemessen (vgl. BGH, Urteil vom

12.042O11, Az VIZR 300/Og). Der pauschale Aufschlag ist vorliegend aus betriebswirtschaft-

licher Sicht gerechtfertigt, da der Vermieter infolge der Unfallsituation Leistunl3en erbracht hat,

die oinon höhertln Preis rechtfertigen. Diese besonderen Loistungen berstel'ren zum Beispiel

darin, dass Fahrzeuge vorgehalten werden und die Planbarkeit der Nutzurrg des Fahrzeuges

entfällt Zugleich hat sich jtedoch der Kläger nach Arrsicht des Gerichts ersperrte Eigenaufrruen-

dungen abziehen zu lassen, da er ein gruppengleiches Fahrzeug angemietet hat. Das Gericht

schätzt seine ersparten Eigerraufwendungen auf 10 % des Mietpreises; (vgl. OLG Dresden,

Teilurteil vom C[9,122009, Az.',7 U 949i0g) lm Ergebnis ist daher aul den durch die

Schwacke-l-iste ausgewiesenen Mietwagenpreis ein Aufschlag von 1O o/o v,)rzunehmen. Es

ergeben sich darjurch 1^285,90 EUR. Darulber hinaus kann der Kläger Ersa? der vereinbarten

Haftungsrecluzierung verlangen. Ausweislich der Schwacko-Liste ist für rlie k.lasse 6 unter fu-
grundelegung des Modus ein Betrag von 23,00 EUR pro Tag angemossen, es ergeben sich

230,00 EUFI. Zudem kann der Klägar die Kosten für die Winterbereifung ersetzt verlangen

Diese Kostrsn sind ebenfalls erforderlich und nicht zu beanstanden. Angemr:ssen sind dafür

10,00 EUR pro -["ag nach dem Modus der Schwecko-Liste Es ergeben rsich 100,00 EUR. Als

erforderlich anzusehen islt damit insgesamt ein Mietwagenpreis von 1,615,90 EUR Die Mief

wagonrechnung der AVls ,futovermietung liegt unterhatb dieses Botragos,

Dabei konnte der Kläger auch berechtigterweise die Haftungsreduzierung verreinbaren. Unab-

hängig davon, ob der KlärEer zum Unfatlzeitpunki eine Vollkasl<oversicherunt] hatte, kann ein

Geschädigtrgr nach Ansicht des Gorichts die Haftungsreduzierung beanspruc;hen, da seine Si-

tuation als fl4ieter einos Plwv sich grundsätzlich von der Situation des Eigrentumers eines Plq/v

unterscheidet. Der Eigentümer kann nämlich selbst entschoiden, ob er sein Frahrzoug reparie-

ren lässt oder nicht und falls er sich für die Reparatur entscheidet, hat e,r es nach dem dabei

erforderfichen, urirtschaftlichen Aufiryand weiterhin zur eigenen Nutzung. [)er Mieter eines

Fahrzeuges wäre hingegen gezwungen, den Pkw bei eigenorn Verschulden auf oigene Kosten

reparieren z.u las;sen und müsste ihn sodann an die Mietwagenfirma zurückgebon. Dor dro-

hende 'wirtschafttriche Nachtoil ist daher für den Mieter eines Pkw weitaus höhr:r.

Dem Arrsprruch rjes Klägers ist auch nicht abträglich, dass er nicht von:rägt dass durch ihn

Vergleichsangebcte eingeholt worden seien, Da sich die Mietwagenkosterr no<:h im Normaltarif

bewegen, gab es für den Kläger insoweit keinon Anlass, an der Erfordertichkeit zu zweifeln.

Nach Auffassung des Gerichts, die der Rechtsprechung des Bundesgerichtr;hofes folgt, gibt
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es ein6 Erkundigungspflicfrt dahin, dass Vergleichsangebote dinzuholen wäretn nur, wenn der

angebotene Tarif auffällig hoch ist und daher dem Geschädigten Zweifelan derAngemessen-

heit des Tarifes aufkommen mrlssen Davon kann, wie bereits dargelegt, vorliegend nicht die

Rede sein. Der Tarif hält sich innerhalb des von der schwacke'Liste ausgevl"iesenen Normal-

tarifes ädem handelte es sich vorliegend um eine Eilänmietung, die arn gleichen Tag nach

dem Verkehrsunfall in der Reparatunverkstatt erfolgte

Hingegen hat der Kläger keinen Anspruch auf Ersatz weiterer Wertminderurrg. Die angemes-

sene Wertrninderung schätzt das Gericht gemäß S 2S7 DO auf 500,0C) EUIR. Dieser Betrag

wurde durch die Beklagten bereits vorgerichtlich gezahlt.

tm Rahmen seirrer Schätzung folgt das Gericht den sachkundigen Angaben ,Ces sachverstän-

digen Zeugen Gert Tränkner, Der Zeuge Tränkner hat für das Gericht nachvollziehbar ausge-

führt, dass aufgrund des Vorschadens, den das noch nicht einmal 4 Jahre illte Fahzeug be-

reits am 12.05.2009 erlitten hatte, die nunmehr angemessene Wertminderung lediglich 500,00

EUR beträgt.

Der Zeuge fühfle dabei ubezeugend und nach\ cllziohbar aus, welche l(riterien er seiner Ein-

schätzung zugrunde gelegt hat. Der Zeuge hat das Fahzeug selbst besicfttigt. Bei dem Un-

fattschaden im Jahr 2009 wurde das Fahzeug vome links beschädigt. Daberwurde ebenfalls

eine Wertnlinderung ausgewlesen Des Fahzeug war ber€its vicr dem streitgJegenständlichen

Verkehrsurrfall kein unfallfreies Fahrzeug mehr. Die Wertminderung l<onrrte draher einen Betrag

von 500,00 EUR nicht überschreiten. Das Gericht folgt dem sachverstitrndigen Zeugen auch

dahingehend, dass die' üblichen Berechnungsmodelle wie das Harnburger Modell,

Ruhkrpf/Srahm und Halbgewachs im vorliegenden Fall nicht angemessen ant;ewendet werden

können. Delr Zeuge ftlhrte nachvollziehbar aus, dass der erste Unfallscherden für die Frage des

Fahrzeugvtteftes der maßgebliche Einschnitt ist, da in der Bevölkerung ülcerwiegend unfallfreie

Fahzeuge gekauft werden. Insbesondere ftlr ein recht junges Fahzeug ist der erste Unfall-

schaden am griavior€ndsten hinsichtlich des Wertverlustes. Danach warr das Fahrzeug ohne-

hin ein Unfiallwagen.

Zudem führte der Zeuge nachvollziehbar aus, dass er bei seiner Besichtigung und Einschät-

zung das gesamte Fahz,eug betrachtet hat. Es handelte sich rlodiegend um ein durchschnitt-

liches Fahzeug, das normal gepflegt war. Er hat auch berucksichtigt, class das Fahzeug in

Erstbesitz ist, rvas jedoch nach seiner übozeugenden Einschätzung irn Ergebnis keinen be-
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sonderen Einfluss auf die Wertminderuno hatte.

Das Gericht hat indessen keinen Zwaifei an der Glaubwürdigkeit und Serchkunde des Zeugen

Geft Tränkner.

Der Kläger selbst hat zum einen das Gutachten des Zeugen baraits mit cler K.lageschrft vorge-

legt und es so in den Prozess eingef[lhr1.

Die Vemehmung des Zeugen war auch nicht unzulässig. Unabhängig davon, dass die Kläger-

seite sogar den Zeugenvorschuss solbst eingezahlt hat und auch in der mündlichen Verttand-

lung der Vernehrn ung nicht widersprochen hat, konnte das Gerlcht den sachrrerständigen Zeu-

gen vemehmen Zum einen konnte er lediglich nicht als Sachverständiger ( $S 402 tf .zPO)

vernommen wer-den, da bereits ein Parteigutachten des Klägors vorla(,. Ebenso hat sioh je-

doch rlie Beklagtenseite auf das Gutachten und die darin ausgewieserre Wertmindorung ge-

stützt. Auch der Kläger selbst bietet in der Klageschrift als Bewois sreines Vortrages das

Schadensgutachten vom 1 3.02.2A12 an.

Eine Elefrag;ung des Unterzeichners des Gutachtens hinsichtlich der Girundlage der getroffe-

nen Einschätzurrg ist daher nicht unzulässig.

Unabhängig davon und ohne dass es darauf ankärne, logt der Kläger bis heute nicht das vorj-

ge SchadensguX.achten vom Mai 2009 vor, sodass ein weiterer Sachverstänrdiger, so wir: ihn

die Klägerseite anbietet, keine abschließende Einschätzung abgegeberr könnte, da das Aus-

maß des Vorschadens fur jenen unbekannt wäre. Vielmehr war dem Zeuge Gert Tränkner als

einzigem das Fahrzeug bekannt. Der Vorschaden des streitgegenständlichen Fahrzeuges

kann hier jedoch, entgegern dem Klägervortneg, nicht unberlicksichtigt ble'iben.

Die gängigen Berechnungsmethoden gehen nicht davon aus, dass das Fahrzeug bereits ein

Unfallwagen ist. Velmehr wäre es an der Klägerseite gewesen, die Vorschäden detailliert of-

fenzulegen, soweit sie sich nunmehr auf eine andere Einschätzung berufen will.

lm Ergebnis kornmt es darauf jedoch nicht an Die Angaben des sachrverständigen Zeugen

waren für d.as Gericht nachvollziehbar,

Der Kläger hat jedoch einen weitoren Anspruch in Höhe von 61 ,88 EUR hinsichtlich vorgericht-

licher Rechtsan,rvaltskoskrn. Unter Bertrcksichtigung der berechtigten Forderung vonT 226,13
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t\\
\

EUR Reparaturkosten ,1.5g7,12EUR Mietwegenkosten, 500,0b EUR Mindenruert, 876,21 ELIR"

Sachversländigenkosten und 30,00 EUR Unkostenpauschale ergibt sich brereits ein Gegen-

standswert von ca. 10.700,00 EUR. Der der Kostennote vom 06032012 :zugrunde gelegte

Gegenstarrdsweft von bis 13,000,00 EUR war daher angemessen. Die Beklagten haben die

noch offene Forderung zu bezahlen

Der Znsanspruch folgt aus SS 286, 288 BGB. Hinsichtlich der Mietwagenkosten wurde die Be-

klagtenseile unstreitig mehrfach und tektlich mit Schreiben vom 20.03 .20121. zur welteren Re-

gulierung aufgefordert. Unabhängig davon, kann bereits in der Regulierungsmitteilung derr Be-

klagten zu 1) vom 08,03,2012 (Anlage K5) eine endgültige Weigerung weiterer Regulierrung

gesehen werden. Hinsicl'rtlich der Rechtsanwaltskosten waren die Beklagten durch das zweite

Anwaltsschreiben vom 06.03.2012, das insoweit als lVlahnung zu sehen ist, in Vezug.

Die Kostenentscheidung folgt aus $$ 92 Abs. 1, 100 Abs. 1 und Abs. 4, 101Abs. 1 ZPO.

Derlu.rssp,ruch zurvorläufigenVollstreckbarkeitfolgt jeweils aus $$ 708 Nr 11,711DO.

Böhme
Richterin

Für den Gleichlaut derAusfertigung mit der Urschrift:
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